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Beginn: 10:03 Uhr 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Meine Damen und Herren! Ich heiße Sie herzlich willkom-
men zu unserer heutigen, 52. Sitzung des Landtages von Nordrhein-Westfalen. Mein Gruß 
gilt auch unseren Gästen auf der Zuschauertribüne sowie den Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern der Medien. 

Für die heutige Sitzung haben sich zwei Abgeordnete entschuldigt; ihre Namen werden in 
das Protokoll aufgenommen. 

Wir treten nunmehr in die Beratung der heutigen Tagesordnung ein. 

1 Neues Konzept zur Sicherung eines qualitativ hochwertigen und wohnungsnahen Grundschulangebots 
in NRW 

Unterrichtung 
durch die Landesregierung 

Der Chef der Staatskanzlei hat mir mit Schreiben vom 16. Januar mitgeteilt, dass die Lan-
desregierung beabsichtigt, zu diesem Thema zu unterrichten.  

Die Unterrichtung erfolgt durch die Ministerin für Schule und Weiterbildung. Ich erteile Frau 
Ministerin Löhrmann das Wort. Frau Ministerin, bitte schön. 

Sylvia Löhrmann, Ministerin für Schule und Weiterbildung: Einen wunderschönen guten 
Morgen! Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und Herren! Auf 
den Anfang kommt es an. Das gilt ganz besonders auch bei der schulischen Bildung unse-
rer Kinder. Deshalb sind die Grundschulen von zentraler Bedeutung für die Leistungsfähig-
keit unserer Schullandschaft insgesamt. 

Im Rahmen des Schulkonsenses zwischen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und CDU haben 
wir nicht nur wichtige Reformen bei den weiterführenden Schulen vereinbart; wir haben im 
Sommer auch verabredet, kleine Grundschulstandorte möglichst zu erhalten, um dem Prin-
zip „Kurze Beine – kurze Wege“ Rechnung zu tragen.  

Auf der Grundlage der in Fortführung des Schulkonsenses erfolgten Landtagsentschließung 
vom 20. Oktober 2011, die mit breiter Zustimmung hier im Hohen Hause gefasst wurde, ha-
be ich Ihnen mit Schreiben vom 12. Dezember 2011 ein Gesamtkonzept zur Sicherung ei-
ner qualitativ hochwertigen und wohnungsnahen Versorgung im Grundschulbereich über-
sandt, das auf die im Schulkonsens und in der Entschließung des Landtags vorgegebenen 
Zielsetzungen ausgerichtet ist.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte Ihnen gerne die Zielsetzungen des Konzepts, 
die vorgesehenen Maßnahmen und das weitere Verfahren zur Umsetzung vorstellen und er-
läutern. 

Insgesamt wird das Konzept dazu führen, dass künftig die Klassengröße in den Grundschu-
len über das Land verteilt deutlich gleichmäßiger sein wird und die heute noch bestehenden 
regionalen Unterschiede und Ungerechtigkeiten zum großen Teil abgebaut werden können. 
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dings infrage stellen. Ergänzend wäre ein Flächenindex notwendig, der die Strecken, die 
zum Erreichen der nächsten Grundschule erforderlich sind, berücksichtigt.  

Wir plädieren für einen solchen Flächenindex, der parallel zum Sozialindex gelten sollte. 
Das Gebiet, das von einer Grundschule abgedeckt wird, soll als Berechnungsfaktor in die 
Schulgenehmigungspraxis eingehen, um nach Möglichkeit weite Wege zu vermeiden. Das 
betrifft natürlich vor allem ländliche Räume, aber nicht alleine, sondern ebenso ländlich ge-
legene Stadtteile von Großstädten. 

Meine Damen und Herren, wir wollen die Grundschule vor Ort. Wir sind sicher, dass eine 
angemessene Pädagogik mit hohem Standard bei der individuellen Förderung auch und ge-
rade in kleinen Grundschulen und sogar in jahrgangsübergreifenden Klassen gut gelingt. 
Wir wollen, dass das Prinzip „Kurze Beine – kurze Wege“ weiter gilt und nicht, dass es auf 
den Dörfern nur noch heißt: „Kurze Beine – dicke Autos“. 

Wir freuen uns, wenn unser Einsatz für die Grundschule vor Ort über den Schulkonsens und 
unsere gemeinsame Entschließung über die Eckpunkte in ein Gesetz mündet, das zu einem 
Erfolg für die Kinder unseres Landes wird. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und von der FDP) 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr Prof. Dr. Sternberg. – Für die SPD-
Fraktion spricht der Kollege Link. 

Sören Link (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Dr. Sternberg, ge-
statten Sie mir eine Vorbemerkung. Ich halte es an einer Stelle mit Ihrem Landesvorsitzen-
den Herrn Dr. Röttgen: Der Konsens ist ein Gesamtkunstwerk. – Wir sollten nicht reklamie-
ren, wer welchen Aspekt des Konsenses erarbeitet und wer wofür gestanden hat. Wir sind 
alle drei in die Beratung gegangen und haben ein gutes Ergebnis vorgelegt. Wir alle drei 
können mit dem Ergebnis hoch zufrieden sein. Das sollte man anfangs noch einmal erwäh-
nen. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Sie haben zu Recht darauf hingewiesen, dass die Grundschule einen extrem hohen Stel-
lenwert hat. Das hat sie tatsächlich: Sie ist der Startpunkt schulischer Bildung. Das haben 
Sie gesagt. 

Trotzdem will ich an dieser Stelle noch einmal ausdrücklich sagen: Grundschule ist nicht der 
Beginn institutioneller Bildung. Bildung fängt in der Familie an; das ist klar. Aber dort, wo In-
stitutionen Bildung transportieren sollen, sind aus unserer Sicht ganz deutlich der Kindergar-
ten und die Kinderbetreuung im frühkindlichen Bereich zu nennen. Wir sollten alle dafür sor-
gen, dass dort die Übergänge zwischen den verschiedenen Institutionen stärker in den Blick 
geraten, keine Bildungsbrüche entstehen und dass die Bildungskette in ihrer Gesamtheit in 
den Blick genommen wird. Wir sollten – auch das möchte ich als Vorbemerkung verstanden 
wissen – dafür sorgen, dass dort Kinderbildung drin ist, wo zum Beispiel „Kinderbildungsge-
setz“ drüber steht. 

(Beifall von Sigrid Beer [GRÜNE] und von Gunhild Böth [LINKE]) 
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In der Leichtathletik gilt: Ein guter Start ist die Basis für ein erfolgreiches Rennen. Versteht 
man die Grundschule als Startpunkt für schulische Bildung, ist für uns wichtig: Die Grund-
schule hat einen überragenden Stellenwert. Sie ist der Grundstein für Bildungserfolg junger 
Menschen. Wir können miteinander froh und stolz darauf sein, dass sich die Grundschulen 
in NRW seit Jahren als Vorreiter moderner Pädagogik verstehen und seit Jahren beispiels-
weise individuelle Förderung in heterogenen Gruppen praktizieren. Davon kann das gesam-
te Schulsystem lernen. Wir brauchen die Grundschulen an der Stelle nicht besser zu ma-
chen; da sind sie bereits gut. Nicht zuletzt internationale Vergleichsstudien belegen zu unse-
rer Freude ja die hohe Qualität der Arbeit der Lehrkräfte an den Grundschulen in NRW. Da-
rauf lässt sich aufbauen. 

Die Ministerin hat ausführlich darauf hingewiesen, dass es Probleme gibt, die die Arbeit in 
Grundschulen und von Grundschulstandorten deutlich erschweren. Ein Beleg ist der deutli-
che Rückgang der Schülerzahlen der letzten Jahre. In erheblichem Umfang stellt er gerade 
kleinere Standorte vor existenzielle Herausforderungen. Deshalb war und ist es richtig, dass 
SPD, CDU und Grüne im Schulkonsens eben nicht nur die weiterführenden Schulen im 
Blick hatten, sondern explizit auch die Grundschulfrage gestellt und Antworten auf die Prob-
leme der Grundschulstandorte und der Grundschulen gesucht und gefunden haben. 

Herr Dr. Sternberg hat schon darauf hingewiesen: Es geht uns um einen möglichst weitge-
henden Erhalt von Grundschulstandorten. Ich sage ausdrücklich: Nicht jeder Grundschul-
standort wird künftig erhalten werden können. An einigen Stellen ist das zwar bitter, aber die 
Wahrheit. Wir haben jedoch gesagt: Wir wollen, dass Grundschulen flächendeckend vor Ort 
verfügbar sind, damit weiterhin gilt: Kurze Beine – kurze Wege. Außerdem wollen wir, dass 
die Lernbedingungen an den Grundschulen verbessert werden. Denn wahr ist auch – die 
Ministerin hat als Beispiel die Teilstandorte angeführt –: Die heutigen Grundschulen stellen 
die Lehrkräfte und insbesondere die Schulleitungen vor erheblich größere Probleme, als das 
noch vor zehn oder zwanzig Jahren der Fall war. Deshalb muss man auch Entlastungen in 
das System hineingeben. Das haben wir an der Stelle unter anderem beschlossen. 

Weil es mir wichtig ist, will ich zur Wiederholung drei Aspekte, die die Ministerin gerade er-
wähnt hat, noch einmal herausgreifen: 

Der erste Aspekt ist der der kurzen Beine und kurzen Wege, der deutlich macht: In jeder 
Kommune in Nordrhein-Westfalen wird es künftig mindestens eine Grundschule geben. Das 
ist angesichts zurückgehender Schülerzahlen nicht einfach. Wir geben in das System auch 
eine ganze Menge an Ressourcen. Aber das war wichtig, und es ist und bleibt richtig: Wir 
werden keine Kommune ohne Grundschule belassen. 

Dabei gilt für uns: Die Kommune kann vor Ort im Rahmen ihrer Ressourcen und der Klas-
sen, die wir vor Ort bilden können, verlässlich planen und selber entscheiden, was mit den 
Klassen an welchen Standorten passiert. Auch das ist ein wichtiges Stück kommunaler Ver-
antwortung im Bereich der Bildungspolitik. 

Die Ministerin hat es auch gesagt: Die Kommune kann die Aufnahmekapazitäten begrenzen 
und so Akzente setzen, die Schule im sozialen Brennpunkt anders ausgestalten als die 
Schule in einem gutbürgerlichen Milieu, wenn sie diesen Akzent setzen möchte, wenn das 
der Förderung der Kinder dort dient. Die Kommune kann beispielsweise auch beim Stich-

langec
Rechteck



Landtag  25.01.2012 
Nordrhein-Westfalen 11 Vorläufiges Plenarprotokoll 15/52 

Von der Rednerin/vom Redner nicht autorisiert - Nur zur Vorabinformation bestimmt 

N i c h t   z i t i e r f ä h i g ! 

wort „Inklusion“ sehr wohl politisch akzentuiert sagen: Dort kleinere Klassen, weil eine Schu-
le beispielsweise im gemeinsamen Unterricht schon vorangeschritten ist. Und die Kommune 
kann im Rahmen der Klassenbildungswerte bewusst einzelne Standorte, auch wenn sie ei-
gentlich nicht haltbar wären und es gute Gründe gäbe, sie zu schließen, erhalten, weil – aus 
welchen Gründen auch immer; beispielsweise der Entfernung für die Kinder – diese Ent-
scheidung vor Ort notwendig ist. 

Alles in allem ist das, was wir für die Kommunen und die Grundschulen unter dem Stichwort 
„Kurze Beine – kurze Wege“ beschlossen haben, ein wirklicher Fortschritt. Ich glaube, dass 
den Kommunen so in den nächsten Jahren Verlässlichkeit und Planbarkeit gewährleistet 
werden. Darauf können wir stolz und damit können wir zu Recht zufrieden sein.  

Wir sorgen zweitens – auch das hat die Ministerin gesagt – für kleinere Klassen. Wir senken 
den Klassenfrequenzwert Schritt für Schritt bis 2015 ab. Das ist wichtig, damit die Lehrkräfte 
Zeit haben, sich um einzelne Kinder zu kümmern, damit es mehr und bessere individuelle 
Förderung an Grundschulen geben kann.  

Wir sorgen weiterhin dafür, dass die großen Klassen der Vergangenheit angehören. Auch 
das ist ein leidiges Thema, denn gerade in Grundschulen gab und gibt es Klassengrößen 
mit 30 und mehr Kindern. Das wollen wir in Zukunft möglichst vermeiden. Auch an dieser 
Stelle haben wir das getan, was notwendig und was möglich war.  

Die Ministerin hat einen dritten Aspekt angesprochen, der auch mir wichtig ist – ich habe ge-
rade schon kurz darauf hingewiesen –: Die Schulleitungen sind ein nicht zu unterschätzen-
der Faktor, was Schulentwicklung und pädagogische Arbeit an Schulen angeht. Deswegen 
war es richtig, nachdem wir die Schulleitungen an Grundschulen allgemein bereits im letzten 
Haushalt gestärkt haben, jetzt gezielt die Schulleitungen an Standorten mit Teilstandorten 
zu stärken, und zwar nicht auf Dauer, sondern degressiv angelegt.  

Die großen Probleme bestehen in den ersten Jahren. Dafür gibt es eine höhere Förderung 
als im dritten Jahr und in den Folgejahren. Dafür gibt es zwar auch eine zusätzliche Förde-
rung, aber in den ersten Jahren, in denen die Probleme im Umstellungsprozess am größten 
sind, erfährt das System durch uns die meiste Entlastung. Das ist gut und unterstützt die 
konzeptionelle und pädagogische Arbeit der Schulleitungen, aber auch der Grundschulen 
insgesamt.  

Ich möchte mich abschließend im Namen der SPD-Fraktion bei der Landesregierung und 
den Fachleuten im Ministerium ausdrücklich bedanken. Sie haben zügig und gut gearbeitet. 
Es ist gut, dass mit dem heutigen Tag in den Grundschulen, in den Kommunen und bei den 
Eltern Klarheit herrscht, welche Verbesserungen künftig in Grundschulen zu erwarten sind.  

Ich bin der CDU, den Kollegen der SPD und der Grünen ausgesprochen dankbar für die gu-
ten, fairen und sehr konstruktiven, lösungsorientieren Debatten und die guten Beschlüsse. 
Ich bin froh, dass wir die Kraft und den Willen aufgebracht haben, die guten Beschlüsse 
auch mit Ressourcen zu hinterlegen. Auch die Ministerin hat gerade schon gesagt: Es ist 
gar nicht so einfach, das, was politisch wünschenswert und möglichweise auch sinnvoll ist, 
mit den nötigen Ressourcen zu hinterlegen.  

(Zustimmung von Ministerin Sylvia Löhrmann) 
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Das haben wir gemeinsam getan. Ich bin froh, dass wir diesen Kraftakt hinter uns haben. 
Wir reden immerhin über knapp 2.000 Stellen im Endausbau. Das ist nicht von Pappe, son-
dern ganz im Gegenteil ist es ein klares Signal: Wir reden nicht nur von Vorbeugung, son-
dern wir ermöglichen künftig jedem Kind bessere Startbedingungen und sorgen für mehr 
Chancen und mehr Gerechtigkeit in Nordrhein-Westfalen an unseren Grundschulen. – Herz-
lichen Dank.  

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr Abgeordneter Link. – Für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen spricht Frau Abgeordnete Beer. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Es geht um kleine Grundschulen. Da will ich einmal das Pult herun-
terfahren. 

(Heiterkeit) 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte damit beginnen, 
womit der Kollege Link aufgehört hat, und ganz ausdrücklich den Dank an die beteiligten 
Fraktionen und Fachkolleginnen für die Beratungen und das gute Ergebnis zurückgeben. 
Vor allen Dingen richte ich meinen Dank auch an das Ministerium für das pfiffige Konzept 
und für die gute Grundlage.  

Wenn ich jetzt im Land unterwegs bin, bestätigt sich das in den Gesprächen mit den Schul-
trägern, mit den Eltern und mit den Schulen. Natürlich bleiben Fragen zur Umsetzung, die 
ich gern gleich der Ministerin mitgeben möchte, denn auch das sind die Rückmeldungen. 
Bevor das Konzept nun in Gesetzesform gegossen wird, haben wir die Chance, genau das 
aufzunehmen. Das sind wichtige Hinweise. 

Herr Kollege Sternberg, ich will mich jetzt nicht mit Ihnen über die Frage unterhalten, ob wir 
die PHs hätten erhalten sollen.  

(Heiterkeit von Gunhild Böth [LINKE]) 

Denn es geht in der Tat nicht nur um die Frage der Liebe zu den Kindern, die zwar auch 
zentral ist, sondern um die Frage eines wissenschaftsorientierten Unterrichts. Es hat zum 
Beispiel der Grundschulausbildung in Baden-Württemberg nicht zu mehr Ansehen verhol-
fen, dass sie noch in den PHs verblieben ist. 

(Zuruf von Prof. Dr. Thomas Sternberg [CDU]) 

Darüber müssen wir miteinander reden.  

Aber dass wir alle Dimensionen der Bildung umfassen müssen – den musisch-kreativen Be-
reich, die Entwicklung sozialer und emotionaler Kompetenzen, naturwissenschaftliche 
Grundbildung –, darüber sind wir uns, glaube ich, einig. Wir müssen eine ganzheitliche Bil-
dung in den Grundschulen angehen. Da sind die Grundschulen mit ihrer Bilanz natürlich ein 
Vorbild – auch international und für die weiterführenden Schulen.  
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